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mawy./ropu. BERLIN. Die Bundes-
regierung setzt sich dafür ein, dass
weniger ukrainische Männer nach
Deutschland kommen. Das hat Bun-
deskanzler Merz (CDU) im Gespräch
mit dem ukrainischen Präsidenten
Selenskyj erörtert, und die Koalition
hat sich darauf geeinigt, wie die fi-
nanziellen Anreize für Flüchtlinge
aus der Ukraine in Deutschland künf-
tig geringer ausfallen sollen. „Präsi-
dent Selenskyj werde sich der Frage
zunehmender Ausreisen junger ukra-
inischer Männer in die Europäische
Union annehmen“, teilte ein Regie-
rungssprecher nach dem Telefonat
des Kanzlers mit. Merz selbst sagte
später bei einer Rede des Handelsver-
bands zu, seine Regierung werde be-
schließen, dass die ukrainischen
Flüchtlinge künftig unter das Asylbe-
werberleistungsgesetz fielen mit ge-
ringeren Leistungen. Er habe Selens-
kyj gebeten, „dafür zu sorgen, dass
insbesondere die jungen Männer aus
der Ukraine nicht wieder in großer
Zahl, in größer werdender Zahl nach
Deutschland kommen, sondern dass
sie den Dienst in ihrem Land ver-
sehen“. Seit Ende August dürfen jun-
ge Männer zwischen 18 und 22 Jah-
ren die Ukraine verlassen. Die Einrei-
sezahlen von Ukrainern in die EU
haben sich seitdem signifikant er-
höht. (Kommentar Seite 8.)

Merz: Weniger
Ukrainer
sollen kommen

cbu. BERLIN. Mit letzten Änderungen
am Bundeshaushalt 2026 und mehreren
Beschlüssen im Koalitionsausschuss hat
die Koalition aus CDU/CSU und SPD wei-
tere Akzente in ihrer Wirtschaftspolitik
gesetzt. Mit einem neuen Deutschland-
fonds, der perspektivisch auf zehn Milliar-
den Euro anwachsen und private Investo-
ren anlocken soll, will sie künftig Investi-
tionen ankurbeln. Dies sei „ein starkes
Instrument, um die Modernisierung unse-
res Landes voranzutreiben“, heißt es in
dem Beschlusspapier zum Koalitionsaus-
schuss, der am Donnerstagabend zusam-
mengekommen ist.

Außerdem soll zum 1. Januar 2026 ein
staatlich subventionierter, niedrigerer In-
dustriestrompreis von fünf Cent pro Kilo-
wattstunde eingeführt werden. Er soll für

stromintensive Unternehmen gelten, die
im internationalen Wettbewerb stehen. Er
gilt etwa für die Stahl- und Chemieindus-
trie, nicht aber für die Bahnbranche. Sie
wird mit einer Trassenpreisförderung von
370 Millionen Euro bedacht.

Auch lang geforderte Entlastungen für
die Luftfahrtbranche hat die Koalition auf
den Weg gebracht. Nach einer langen Zeit
der Kostensteigerungen sollen die Ticket-
preise bald wieder sinken. Die erwarteten
Kosten von 350Millionen Euromuss Bun-
desverkehrsminister Patrick Schnieder
(CDU) an anderer Stelle einsparen.

Mit ihren Beschlüssen ist die Koalition
auf verhaltenes Lob von Unternehmerver-
bänden gestoßen. Der Bundesverband der
Deutschen Industrie (BDI) und die Deut-
sche Industrie- und Handelskammer

(DIHK) forderten am Freitag weitere
Schritte zur Entlastung von Betrieben.
Einhellig begrüßten sie die geplante Sen-
kung der Luftverkehrsteuer, die wiederum
bei der Opposition und Umweltverbänden
auf scharfe Kritik stieß. Grünen-Frak-
tionschefin Katharina Dröge warf CDU
und SPD vor, sich „völlig vom Alltag der
Leute entfernt“ zu haben. Die Koalitions-
spitzen machten das Deutschlandticket
teurer, verabredeten aber „Hunderte Mil-
lionen an Subventionen für die Luftfahrt-
industrie“. Im Haushalt für 2026, an dem
der Haushaltsausschuss in der Nacht zu
Freitag finale Änderungen vorgenommen
hat, sind der geplante Industriestrompreis
und die Luftverkehrsteuer noch nicht ab-
gebildet. (Siehe Seite 2 undWirtschaft, Sei-
ten 17 und 18.)

Koalition bringt Deutschlandfonds
auf denWeg
Regierung will Investitionen anregen / Unterstützung für Unternehmen

pca./ogl./ BERLIN/PRZEMYŚL. Bei
einem russischen Luftangriff auf die ukra-
inische Hauptstadt Kiew sind in der Nacht
zum Freitag mindestens sechs Menschen
getötet worden. Das teilten lokale Behör-
den am Freitagmittag mit. 35 weitere wur-
den demnach verletzt, darunter auch Kin-
der. Die Rettungs- und Aufräumarbeiten
dauerten am Nachmittag noch an. Infolge
des Angriffs wurde teilweise die Strom-,
Wasser- und Wärmeversorgung unterbro-
chen. Insgesamt wurden mehr als zwei
Dutzend Wohngebäude in mehreren
Stadtteilen bei dem kombinierten Droh-
nen- und Raketenschlag beschädigt. Auch
die aserbaidschanische Botschaft wurde
getroffen. Baku bestellte als Reaktion den
russischen Botschafter ein und übergab
ihm eine Protestnote.

Die Ukraine wiederum griff nach eige-
nen Angaben das Ölterminal des
Schwarzmeerhafens Noworossijsk in der
russischen Region Krasnodar an. Laut
der Nachrichtenagentur Reuters wurden
die Ölexporte über den Hafen daraufhin
vorläufig eingestellt.

In Berlin kamen am Freitag die Vertei-
digungsminister der sogenannten Fünfer-
gruppe zusammen. Nach dem Treffen, an
dem die Ressortchefs der NATO-Länder
Deutschland, Frankreich, Großbritannien
Italien und ein Vertreter Polens teilnah-
men, kündigte Verteidigungsminister Bo-
ris Pistorius (SPD) weitere Unterstüt-
zungspakete für die Ukraine an. Deutsch-
land werde zu einem Einkaufspaket
amerikanischer Rüstungsgüter weitere
150 Millionen Euro beitragen. Insgesamt,

so Pistorius, würden aus dem deutschen
Etat etwa elf Milliarden Euro für die
Unterstützung der Ukraine zur Verfügung
gestellt. Pistorius sagte, dass die von den
Alliierten unterstützte Flugabwehr in der
Ukraine „nicht mehr die Qualität hat, die
wir uns wünschen“.

Der italienische Verteidigungsminister
berichtete, dass die Runde dem zuge-
schalteten ukrainischen Verteidigungs-
minister Denys Schmyhal und Präsident
Wolodymyr Selenskyj dafür gedankt ha-
be, dass sie sich gegen Korruption wen-
deten. Die Runde kündigte an, ihre Ko-
operation weiter zu vertiefen und mehr
gemeinsam zu üben.

Erstmals empfing Pistorius bei dieser
Gelegenheit auch seine neue französi-
sche Kollegin Catherine Vautrin.

Tote durch russische Angriffe auf Kiew
Treffen der NATO-Fünfergruppe / Pistorius: weitere 150 Millionen EuroWaffenhilfe

Klimawandel

Wie steht es um die Willkommenskultur? Im Jahr 2024
wanderten zwölf Prozent weniger Menschen nach
Deutschland ein als im Jahr zuvor. Vor allem die Zahlen der
für den Arbeitsmarkt wichtigen Immigranten gingen stark
zurück. Das läuft den Bemühungen der Bundesregierung

zuwider, mehr Fachkräfte nach Deutschland zu locken. Was
sind die Gründe für die jüngste Entwicklung? Einer sei das
gesellschaftliche Klima, sagen Forscher. Das ist heute zwar
ein anderes als 1992 (unser Bild), aber offenbar noch
ausbaufähig. Seite 19 Foto Barbara Klemm

W ieder ein teurer Abend für
die Steuerzahler. Während
die Regierungsspitzen im

Koalitionsausschuss grünes Licht ge-
ben für den neuen Deutschlandfonds
als Dach staatlich geförderter privater
Investitionen aller Art und der Indus-
trie weitere Stromsubventionen in
Aussicht stellen, geben die schwarz-
roten Haushälter nochmals finanziell
Gas. Somacht die nächtliche „Bereini-
gungssitzung“ vor Verabschiedung des
Haushalts Spaß. Dank einer Schulden-
bremse, die nicht mehr richtig bremst,
fanden sich für den Kernhaushalt wei-
tere acht Milliarden Euro, auch um die
Pflegekasse zu stützen. Zusammen
mit den Krediten der „Sondervermö-
gen“ erlaubt sich der Bund 2026 neue
Schulden von 180 Milliarden Euro.
Mehr war es nur in der Pandemie.

Jetzt werden solche Summen jenseits
einer unvorhersehbaren Notlage auf-
gerufen und dienen auch bloßer Stabi-
lisierung der Konjunktur und der So-
zialkassen. Nimmermüde versichern
Kanzler und Vizekanzler zwar, die Ko-
alition arbeite kontinuierlich daran,
die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken.

Doch klingt das hohl, weil Entschei-
dendes fehlt: Einsicht und Wille, den
Koalitionsvertrag dazu in wichtigen
Punkten zu korrigieren und dem ange-
kündigten „Herbst der Reformen“
endlich Taten folgen zu lassen.
Um Tritt fassen zu können imWett-

bewerb, helfen Subventionen für ein-
zelne Branchen wenig. Wichtiger wä-
re es, die staatlichen Ursachen hoher
Standortkosten anzugehen, ob ver-
altete Infrastruktur, Fehler der Ener-
giewende, der Sozialpolitik und Regu-
lierung. Ein Großteil der enormen
Kredite fließt nicht in Investitionen,
die das Wachstumspotential ertüchti-
gen. Sie dienen als Schmiermittel für
den Zusammenhalt einer Koalition,
die nicht in der Lage ist, Geld und
politische Kraft im Interesse einer
besseren Zukunft klar zu priorisieren.
Nichts illustriert dieses Unvermögen
besser als das geplante Rentenpaket,
mit demweitere Unsummen für höhe-
re gesetzliche Renten ausgegeben
werden – statt Unternehmensteuer-
sätze und Sozialabgaben schnell auf
ein wettbewerbsfähiges und leistungs-
freundliches Niveau zu senken.

Von Heike Göbel

Schmiermittel der Koalition

W enn das Bundeskriminal-
amt (BKA) demnächst sei-
ne Zahlen zu Gewalttaten

gegen Frauen veröffentlicht, muss
man diese mit Vorsicht betrachten.
Denn die Statistik hat eine entschei-
dende Schwäche. Sie erfasst nicht, aus
welchem Motiv heraus ein Mensch tö-
tet. Deshalb geht aus ihr nicht hervor,
wie viele Femizide es in Deutschland
gibt. Diese Information ist wichtig, um
gefährdete Frauen zu schützen.
Ein Femizid ist die Tötung einer

Frau, weil sie eine Frau ist. Das klingt
einfach, setzt aber viel voraus. Das
(mutmaßliche) Motiv des Täters muss
bekannt sein, um die Tötung einer
Frau als Femizid einzustufen. Erst
wenn man weiß, was die Person (mut-
maßlich) antrieb, kann man sagen, ob
das Geschlecht des Opfers für die Tö-
tung bedeutsam war.
Wenn ein Mann während eines

Bankraubs die Frau am Schalter er-
schießt, ist ihr Geschlecht wohl aus
seiner Sicht belanglos. Wenn ein
Mann seine Ehefrau immer wieder
demütigt, nicht erträgt, dass sie sich
von ihm trennen will, und sie
schließlich ersticht, um ihr ein
eigenständiges Leben zu verwehren
– dann ist das Geschlecht offenbar
maßgeblich für die Tat. Diese Kons-
tellation ist nicht selten, sodass es
dafür einen Begriff braucht: Es han-
delt sich um einen Femizid.
Das BKA zählt aber beide Fälle als

Tötungsdelikt an einer Frau. Die Tö-
tung der Ex-Frau wird zudem als Tö-
tungsdelikt innerhalb einer Ex-Part-
nerschaft gewertet. Durch die BKA-
Statistik lassen sich also zwei
Aussagen treffen: Wie viele Frauen in
Deutschland wurden innerhalb eines
Jahres getötet? Und: Wie viele Frauen
wurden von Partnern oder Ex-Part-
nern getötet? Die Zahl der Femizide
liegt dazwischen. Wo genau, kann das
BKA nicht sagen.
Femizide werden nicht gezählt, weil

der Staat den Begriff nicht definiert
hat. Obwohl sich Deutschland in der
Istanbul-Konvention, einem Abkom-
men des Europarats, dazu verpflich-
tet, regelmäßig „einschlägige, genau
aufgeschlüsselte statistische Daten“
auch zu Femiziden zu sammeln. Eine
Femizid-Definition ist kein Akt der
Bürokratie, sondern der erste Schritt
zur Erforschung des Motivs. Nur wer
versteht, wie Gewalt entsteht, kann
sie bekämpfen.
In Spanien steht die Zahl der Femi-

zide auf der Website des Gleichstel-
lungsministeriums. In Italien erstellt
das Innenministerium eine Femizid-
Statistik. In Deutschland bildete sich
2023 eine Bund-Länder-Arbeitsgrup-
pe zu gegen Frauen gerichteten Straf-
taten. Zu Femiziden schrieb sie, dass
„bestehende wissenschaftliche Defini-
tionsprobleme zeitnah gelöst werden
[müssen]“. Für die Polizeiarbeit än-
derte sich seither: nichts.

Von Franziska Pröll

Frauen besser schützen

Das Fehlen der Definition sorgt
selbst auf höchster politischer Ebene
für Verwirrung. Als das BKA im No-
vember 2024 das Lagebild „Ge-
schlechtsspezifisch gegen Frauen ge-
richtete Straftaten“ vorstellte, saß
Nancy Faeser, die damalige Bundesin-
nenministerin (SPD), auf dem
Podium. Sie sagte: „Fast jeden Tag
wird in Deutschland eine Frau oder
ein Mädchen umgebracht. Das muss
man beim Namen nennen. Wenn
Frauen getötet werden, weil sie Frau-
en sind, dann sind das Femizide.“
Doch hatte sich Faeser auf die Ge-

samtzahl der Tötungsdelikte an Frau-
en bezogen und diese 360 Fälle alle-
samt zu Femiziden erklärt. Die Daten
geben das nicht her. Trotzdem zirku-
liert Faesers Falschaussage seither

durch viele Medien. Wenn der Femi-
zid-Begriff für alle Tötungsdelikte an
Frauen und Mädchen herhalten muss,
wird er nutzlos. Schließlich wurde er
geschaffen, um geschlechtsbezogene
Tötungen zu markieren: um jene Ta-
ten hervorzuheben, die von Erniedri-
gung, Verachtung und Besitzdenken
gegenüber Frauen durchdrungen sind.
Ein Begriff, der diese Delikte in sich
versammelt, ermöglicht es, diese
Form der Gewalt zu erkennen, darü-
ber zu sprechen und sie zu verhindern.
Längst ist erforscht, dass viele Fe-

mizide einander ähneln. Nur wer die
Dynamiken erkennt, kann sie durch-
brechen. Ein Staat, der diese Art von
Gewalt erst gar nicht dokumentiert,
kann besonders Schutzbedürftige
nicht wirksam schützen.
Die Geschlechtsbezogenheit einer

Gewalttat ist nicht einfach zu messen.
Aber es gibt Wege. Nordrhein-Westfa-
len hat im August in einer Sonderaus-
wertung der Kriminalstatistik unter-
sucht, bei welchen Tötungsdelikten es
sich um Femizide handelte. Als solche
gewertet wurden sogenannte Bezie-
hungstaten, bei denen kein anderes
Motiv nahelag, Sexualdelikte mit To-
desfolge, Tötungen von Sexarbeiterin-
nen, sogenannte Ehrenmorde sowie
erweiterte Suizide, bei denen es keine
Hinweise darauf gab, dass die Frau
sterben wollte. Zwischen 2014 und
2023 gab es demnach 522 Femizide in
Nordrhein-Westfalen.
Kriterien für Femizide festzulegen,

ist also möglich. Das BKA muss end-
lich nachziehen. Eine Arbeitsgruppe
arbeite an einer Definition, heißt es
dort. Ein Ergebnis wäre ein überfälli-
ger Schritt, um Frauen vor gezielter
Gewalt zu schützen – die sie trifft, weil
sie Frauen sind.

Wenn „Femizid“
für alle Tötungsdelikte
an Frauen herhalten muss,
wird der Begriff nutzlos.

Briefe an die Herausgeber, Seite 20

Energieintensive Unternehmen
reagieren verhalten positiv auf
die Beschlüsse. Dem Handwerk
fehlt dafür jedes Verständnis.
Wirtschaft, Seite 24

Industriestrompreis

Hans-Joachim Watzke will sich
zum Präsidenten von Borussia
Dortmund wählen lassen.
Geht das gut?
Sport, Seite 32

Kränkung oder Krönung?

Vor allem Mütter lassen
sich von Hausaufgaben
und Eltern-Chats hetzen.
Doch es gibt Auswege.
Beruf und Chance, Seite 29

Karrierefalle Schule

Der Wettbewerb um Hamburgs
Opernneubau ist entschieden.
Wo ist der gute hanseatische
Geschmack geblieben?
Feuilleton, Seite 11

Stadt unter Kitschverdacht

In „Unterwerfung“ wird
ein Muslim zum politischen
Krisengewinnler. Müssen wir da
an Zohran Mamdani denken?
Feuilleton, Seite 16

Houellebecqs Roman
inspiriert New York

Immer mehr palästinensische
Orte im Westjordanland
weichen aggressiven Siedlern.
Ras Ain al-Audscha steht noch.
Politik, Seite 3

Das letzte Hirtendorf
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miha. FRANKFURT. Die BBC hat Do-
nald Trump für den Zusammenschnitt sei-
ner Rede vom Tag des Kapitolsturms im
Januar 2021 um Entschuldigung gebeten
und will die Sendung, in der dies geschah,
nicht mehr veröffentlichen. Eine Entschä-
digung will der britische öffentliche Sen-
der dem amerikanischen Präsidenten aber
nicht zahlen. Trump hatte gedroht, die
BBC auf eine Milliarde Dollar zu verkla-
gen. Ob er die Klage anstrengt, ist noch
offen. Im Zuge des Skandals waren der
BBC-Generaldirektor Tim Davie und die
Nachrichtenchefin Deborah Turness zu-
rückgetreten. (Medien, Seite 14.)

BBC will Trump keinen
Schadenersatz zahlen

itz. BELÉM. Die Bundesregierung zieht
eine positive Zwischenbilanz nach der
ersten von zwei Wochen der Weltklima-
konferenz in Brasilien. „Der Grundtenor
ist konstruktiv, aber nicht durchgängig“,
sagte Klimastaatssekretär Jochen Flas-
barth (SPD) am Freitag. Kontroverse
Themen seien unter anderem die EU-Kli-
mazölle, ein möglicher Fahrplan zum
Ausstieg aus Öl und Gas und die Klimafi-
nanzierung. Am Freitag sollte ein Plan
vorgelegt werden, wie ärmeren Ländern
von 2035 an jedes Jahr 1,3 Billionen Dol-
lar zur Verfügung gestellt werden könn-
ten. (Siehe Seite 5.)

Bundesregierung lobt
Gespräche in Belém

rit. ZÜRICH. Die Vereinigten Staaten
senken ihre Zölle für Einfuhren aus der
Schweiz. Vertreter beider Regierungen
teilten am Freitag mit, statt wie bisher 39
Prozent würden künftig 15 Prozent fällig.
Die Schweizer Regierung erklärte, sie
danke US-Präsident Donald Trump. Aus
Washington hieß es, im Gegenzug werde
die Schweiz Fertigungsprozesse in die
Vereinigten Staaten verlagern und ihren
Handelsüberschuss gegenüber den USA
verringern. Das Abkommen betreffe
auch die Bereiche Pharmazeutika, Gold-
verhüttung und Eisenbahnausrüstung.
(Siehe Wirtschaft, Seite 20.)

Vereinigte Staaten senken
Zölle für Schweizer Waren

troe. FRANKFURT. Nach den umstritte-
nen Angriffen auf angebliche Drogen-
schmugglerboote in der Karibik und im
Pazifik haben die Vereinigten Staaten offi-
ziell eine Militäroperation bekannt gege-
ben. Verteidigungsminister Pete Hegseth
teilte auf der Plattform X mit, Ziel der
Operation „Südlicher Speer“ sei es, das
Heimatland zu verteidigen, Terroristen zu
beseitigen und die Vereinigten Staaten vor
Drogen zu schützen, die die Bevölkerung
töteten. Geleitet wird die Operation von
einer eigens dafür eingerichteten Task-
force sowie vom US-Militärkommando
Süd. (Siehe Kommentar Seite 8.)

Pentagon bestätigt
Militäroperation


